
G e s e t z g e b u n g s ü b e r s i c h t
Amerikanische Zone

Die folgende Darstellung schließt sich an den Bericht 
über den Rechtszustand in der amerikanisch besetzten 
Zone in Nr. 2 der „Neuen Justiz“ 1947 S. 45 if. an und 
wird sich im wesentlichen wieder auf die Justizgesetz­
gebung beschränken.

Die grundsätzliche Verschiedenheit gegenüber dem 
Rechtszustand, der in der Februar-Nummer dieser Zeit­
schrift dargestellt wurde, liegt darin, daß die Länder 
der amerikanischen Zone in der Zwischenzeit eine Ver­
fassung und damit eine Volksvertretung als Gesetz­
geber erhalten haben. Dies hat die amerikanische Mili­
tärregierung zum Anlaß genommen, um in der Prokla­
mation Nr. 4 vom 26. Februar 1947 (Bay.GVOBl. S.89) 
den Umfang der den Ländern nunmehr zustehenden 
G e s e t z g e b u n g s b e f u g n i s  festzulegen. Nach 
Art. I dieser Proklamation haben die Länder „volle 
gesetzgebende ... Gewalt, die lediglich durch die fol­
genden, von dem stellvertretenden Militärgouverneur 
in dem die Verfassung bestätigenden Schreiben ge­
machten Vorbehalte eingeschränkt ist:

a) internationale Vereinbarungen, an denen die Ver­
einigten Staaten beteiligt sind,

b) Viermächtegesetzgebung,

c) Befugnisse, die der Militärregierung zur Verwirk­
lichung grundlegender Ziele der Besatzungspolitik Vor­
behalten sind.“

Nach Art. XI bleiben auf diesen besonders vorbehalte­
nen Gebieten „die Machtbefugnis der Militärregierung 
und der von ihr ermächtigten Ministerpräsidenten“ im 
Rahmen der Proklamation Nr. 2 der Militärregierung 
bestehen.

Aus Art. IV ergibt sich, daß die Proklamation für 
Bremen mit dem Zeitpunkt Gültigkeit erlangte, in 
dem dort die Verfassung angenommen worden war. 
Dies verweist auf einen zweiten Unterschied gegenüber 
dem früheren Rechtszustand in der amerikanischen Be­
satzungszone. Während damals B r e m e n  noch der 
Gerichtsbarkeit der britischen Militärregierung unter­
stand und das dort geltende Recht deshalb bei der Be­
handlung des Rechtszustandes der britischen Besat­
zungszone dargestellt wurde (vgl. Neue Justiz 1947 
Nr. 3 S. 72), ist das Gebiet des Landes Bremen nach 
der Proklamation Nr. 3 der amerikanischen Militär­
regierung vom Januar 1947 (vgl. Hans.JVBl. S. 24) auf 
Grund eines Übereinkommens mit der britischen Mili­
tärregierung ausschließlich der amerikanischen Ver­
waltung unterstellt. Durch Art. I dieser Proklamation 
wurde der Staat Bremen gegründet, und durch Art. II 
wurden alle von der amerikanischen Militärregierung 
für Deutschland erlassenen Gesetze für Bremen für 
wirksam erklärt und die bisher von der britischen Mili­
tärregierung erlassenen und dort geltenden Gesetze 
aufgehoben. Zur Angleichung an den Rechtszustand in 
den übrigen Ländern der amerikanischen Besatzungs­
zone sind in der Zwischenzeit die wesentlichsten der 
dort geltenden Gesetze auch für Bremen in Kraft ge­
setzt worden. Dies wird bei dem nachfolgenden Bericht 
jeweils vermerkt werden.

Die Strafrechtspflegeordnung 1946 wurde in Bremen 
mit Einführungsgesetz vom 27. 6. 1947 (GesBl. S. 129) 
eingeführt. Gleichlautend erging in den Ländern der 
amerikanischen Zone das erste G e s e t z  z u r  Ä n d e ­
r u n g  d e r  S t r a f r e c h t s p f l e g e o r d n u n g ,  
durch das neben einer infolge der in der Zwischenzeit 
erfolgten Einzelgesetzgebung gegenstandslosen Vor­
schrift (Aufhebung des § 267a StPO 46 über die Mög­
lichkeit der Wahlfeststellung) ein neuer § 145a in die 
StPO 46 eingefügt wurde. Hiernach kann der Justiz­
minister einen Beauftragten bestellen, der befugt ist, 
bei allen Gerichten des Landes die A m t s v e r r i c h ­
t u n g e n  d e r  S t a a t s a n w a l t s c h a f t  zu über­
nehmen. Dieser muß die Befähigung zum Richteramt 
haben und Angehöriger des Justizministeriums oder 
der Staatsanwaltschaft sein (vgl. Bayern: Gesetz vom

8.9.47 — GVOB1. S. 175—; Badeni): Gesetzv.il. 9.47 
— RegBl. S. 96 —; Bremen: Gesetz v. 2. 9. 47 — GesBl. 
S. 191).

Eine Ergänzung des Strafgerichtsverfassungsgeset­
zes 1946 brachten die verschiedenen Vorschriften der 
Länder über die B e t e i l i g u n g  d e r  L a i e n  an der 
Strafrechtspflege. Nachdem durch das Strafgerichts­
verfassungsgesetz selbst die Hinzuziehung von Schöf­
fen und Geschworenen zur Rechtsprechung der Straf­
gerichte noch nicht wieder angeordnet worden war, 
sind in der Zwischenzeit in den Ländern Gesetze er­
gangen, die die Beteiligung des Laienelements an der 
Rechtsprechung vorsehen.

In allen Ländern sind die S c h ö f f e n g e r i c h t e  
bei den Amtsgerichten wieder eingeführt worden (vgl. 
Bayern: VO über die Wiedereinführung der Schöffen­
gerichte vom 18. 2. 47 — GVOB1. S. 177 —; Hessen: 
Anordnung über die Bildung von Schöffen- und Schwur­
gerichten vom 17. 4. 47 — GVOB1. S. 49 —; Baden: VO 
über die Wiedereinführung der Schwurgerichte vom
7. 7. 47 — RegBl. S. 86 —; Bremen: VO über die Wie­
dereinführung der Schöffen- und Schwurgerichte und 
über die Mitwirkung von Schöffen bei Strafkammern 
vom 7. 10. 47 — GesBl. S. 237 —). Die Zuständigkeit 
der Schöffengerichte ist einheitlich dahin geregelt, daß, 
falls der Staatsanwalt nicht wegen Umfang und Be­
deutung der Sache Anklage vor der Strafkammer er­
hebt, die Schöffengerichte in den Fällen der §§ 23, 24 
StGVG 46 zuständig sind, wenn
a) Zuchthaus, Sicherungsverwahrung oder Gefängnis 

von mehr als einem Jahr zu erwarten ist,
b) durch Fahrlässigkeit der Tod eines Menschen ver­

ursacht worden ist,
c) in Privatklagesachen die Staatsanwaltschaft die 

öffentliche Klage erhebt.
Sonst entscheidet in den Fällen der §§ 23, 24 der Amts­
richter allein, falls nicht die Staatanwaltschaft vor dem 
Schöffengericht Anklage erhebt. Der Amtsrichter sei­
nerseits kann die Sache an das Schöffengericht ab­
geben, wenn nach seiner Ansicht Strafen zu erwarten 
sind, die nach den vorstehenden Bemerkungen die Zu­
ständigkeit des Schöffengerichts begründen würden 
(vgl. Baden: § 2; Bremen und Bayern: §§ 2 und 3 der 
VO; Hessen: § 2 der Anordnung).

Während es in den 3 anderen Ländern nur das ge­
wöhnliche Schöffengericht in der Besetzung von einem 
Richter und zwei Senöffen gibt, sieht § 1 der hessischen 
Anordnung vor, daß der Staatsanwalt wegen Bedeu­
tung oder Umfang der Sache die Hinzuzienung eines
2. Richters beantragen kann, so daß es wieder das er­
weiterte Schöffengericht gibt.

Die Vorschriften darüber, unter welchen Vorausset­
zungen jemand nicht Schöffe werden darf oder soll oder 
das Schöffenamt ablehnen kann, entsprechen im we­
sentlichen dem früheren Rechtszustand mit der Ergän­
zung, daß zum Schöffenamt unfähig auch ist, wer die 
Fähigkeit dazu nach dem Befreiungsgesetz verloren 
hat, wer einer Bewährungsfrist nach diesem Gesetz 
unterworfen oder wessen Einreihung in die Gruppen 1 
bis 3 des Art. 4 des Gesetzes beantragt worden ist. 
Auch ist unfähig zur Ausübung des Schöffenamtes, wer 
nach dem Gesetz Nr. 52 der Militärregierung in der 
Verfügung über sein Vermögen beschränkt ist. Für 
das Verfahren vor dem Schöffengericht gelten eben­
falls im wesentlichen die alten Vorschriften. Gegen die 
Urteile des Schöffengerichtes gibt es in allen Fällen 
sowohl die Berufung an die Strafkammer wie auch die 
Revision an das Oberlandesgericht. In Hessen ist für 
die Fälle, daß statt der Berufung die Revision eingelegt 
worden ist, die Einschränkung gemacht worden, daß 
die Revision dann nur auf Verletzung des § 338 StPO * 2) 
gestützt werden kann (§ 4 der Anordnung).

Das Verfahren zur A u s w a h l  d e r  S c h ö f f e n  ist 
in den Ländern verschieden geregelt. Während Bayern

’) So wird das Land Württemberg-Baden im folgenden be­
zeichnet werden.

2) Die Anführung des § 358 in der im GVOBlatt veröffent­
lichten Fassung dürfte auf einem Druckfehler beruhen.
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